GEMEINDE WURENLOS

Einladung zur
Einwohnergemeindeversammlung

Freitag, 10. Dezember 1999
20.00 Uhr
Mehrzweckhalle



Sehr geehrte Mitblrgerinnen und Mitburger

Wir laden Sie hiermit zur "Winter-Gmeind" 1999 ein. Fur lhre Teilnahme und
das Interesse am Gemeindegeschehen danken wir Ihnen im Voraus.

Traktandenliste

10.

11.

12.

. Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 1999

Einburgerungen

Neuausrichtung RVBW,; Beitritt RVBW AG und Gemeindeverband "Ver-
kehrsverbund Aargau Ost (VAO)"

Revision der Parzellarvermessung; Zusatzkredit
Revision Nutzungsplanung; Zusatzkredit
Gehweg Altwiesenstrasse-Erliacher; Zusatzkredit

Schulstrasse; Sanierung Kanalisations-, Wasser- und Elektrizitatsleitun-
gen; Kreditantrag

Sanierung Schulhaus 3; Baukredit

Barackenunterkunft mit Betreuung fur Asylbewerber im Grosszelg; Kredit-
antrag

Gemeindesteueramt; Stellenausbau um eine 50 %-Stelle
Voranschlage 2000 mit Steuerfuss

Verschiedenes

Wirenlos, 2. November 1999

GEMEINDERAT WURENLOS



Hinweise:

- Die Akten zu den traktandierten Sachgeschaften der Einwohnergemeinde-
versammlung liegen in der Zeit vom 26. November - 10. Dezember 1999
wahrend der ordentlichen Burostunden in der Gemeindekanzlei zur Ein-
sichtnahme auf.

- Falls Sie detaillierte Auskiunfte zum Voranschlag 2000 wunschen, wenden
Sie sich bitte vor der Gemeindeversammlung an die Finanzverwaltung oder
an ein Mitglied des Gemeinderates. Sie tragen damit zur speditiven Ab-
wicklung der Geschafte bei.

- Diskussionsteilnehmer sind gebeten, unbedingt das Mikrofon zu benutzen.
Nur so werden Sie von allen Versammlungsteilnehmern richtig verstanden.
Sie erleichtern damit auch die prazise ProtokollfUhrung. Im Interesse eines
speditiven Versammlungsablaufs soll die Redezeit auf das notwendige
Mass beschrankt werden. Fur das Verstandnis und fur lhre Mithilfe danken
wir [hnen.



Traktandenbericht

1. Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 17. Juni 1999

Der Gemeinderat hat das Protokoll der Versammlung vom 17. Juni 1999
eingesehen und als in Ordnung befunden. Das Protokoll lag mit den Gbri-
gen Versammlungsakten wahrend der Auflagefrist in der Gemeindekanzlei
auf.

Die Prifung des Protokolls obliegt gemass Gemeindeordnung der Finanz-
kommission. Die Finanzkommission hat das Protokoll gepruft und besta-
tigt, dass dieses dem Verlauf der Versammlung entspricht.

ANTRAG:

Genehmigung des Protokolls der Einwohnergemeindeversammlung vom
17. Juni 1999.



2. Einbirgerungen

Um das Burgerrecht der Einwohnergemeinde Wurenlos bewerben sich:


kanz5
Schreibmaschinentext
aus Datenschutzgründen gelöscht


ANTRAG:

Zusicherung des Einwohnerblrgerrechts der Gemeinde Wirenlos zu den
genannten Einburgerungssummen an


kanz5
Schreibmaschinentext
aus Datenschutzgründen gelöscht


3. Neuausrichtung RVBW; Beitritt RVBW AG und Gemeindeverband
"Verkehrsverbund Aargau Ost (VAO)"

Ueber die Neuausrichtung der Regionalen Verkehrsbetriebe Baden-Wet-
tingen (RVBW) unterbreiten wir Ihnen folgenden Bericht mit Antragen:

a) Ausgangslage

Derzeitige Situation der RVBW

In der Region Baden-Wettingen nehmen die RVBW neben den Ange-
boten der Schweizerischen Bundesbahnen SBB und verschiedenen
Buslinien von Postauto Aargau einen wesentlichen Teil der 6ffentlichen
Personentransporte wahr. Der Gemeindeverband besteht aus den fol-
genden acht Gemeinden, die neben dem Betriebsertrag und den Bun-
des- und Kantonsabgeltungen den jahrlichen Betrieb mitfinanzieren:

Gemeinde |Bevolkerungs- |Beteiligungs- |Beitrag an Be-
zahl Stand kapital Stand triebskosten
31.12.1998 31.12.1998 1998
Baden 16'437 1'500'000 1'710'000
Ennetbaden 3'020 300'000 292'000
Killwangen 1'362 150'000 122'000
Neuenhof 7'637 900'000 549'000
Obersiggenthal 7'454 250'000 0
Spreitenbach 8'732 900'000 625'000
Wettingen 17'752 1'800'000 1'227'000
Wirenlos 4'782 450'000 86'000
Total 67'176 6'250'000 4'611'000

Weitere Betriebsbeitrage von total Fr. 55'000.00 leisteten 1998 die als
Vertragsgemeinden bedienten Orte Birmenstorf, Gebenstorf und Turgi
mit insgesamt 9'000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Im Jahre 1998
wurden 10 Mio. Passagiere befordert und 125 Personen beschaftigt.

Neue gesetzliche Grundlagen

Mit dem am 1. Januar 1996 in Kraft getretenen und teilrevidierten eid-
gendssischen Eisenbahngesetz, dem seit dem 1. Januar 1997 wirksa-
men kantonalen Gesetz Uber den o6ffentlichen Verkehr und dem ent-
sprechenden kantonalen Dekret werden in Zukunft die anfallenden Ab-
geltungen der offentlichen Hand zwischen Bund, Kanton und Gemein-
den neu aufgeteilt. Zudem ist eine klare Trennung von Leistungsbe-



b)

stellern und -erbringern vorzunehmen, das Angebot strikte auf die Kun-
denbedurfnisse auszurichten und der Wettbewerb unter den Unter-
nehmungen des offentlichen Personenverkehrs zu fordern.

Schlussfolgerungen

Der Markt im offentlichen Personenverkehr erfahrt durch die neuen
Randbedingungen eine klare Liberalisierung. An die Stelle des eidge-
ndssisch konzessionierten Gemeindeverbandes RVBW, welcher Lei-
stungsbesteller und -erbringer mit Monopolcharakter ist, tritt der Wett-
bewerb. Dieser ist eingeschrankt durch die Auflagen des "Service pu-
blic": Ein guter Fahrplan, sichere Fahrleistungen und kostengunstige
Leistungserstellung mit vertretbaren und transparenten Tarifen. Bis
heute haben die RVBW gute Leistungen im Agglomerations- und auf
einigen Linien im Regionalverkehr erbracht. In der zukunftigen neuen
Situation ist dies nur dann weiter moéglich, wenn die Strukturierung der
Organe effizient und flexibel ausgestaltet ist. FiUhrungsstarkes und un-
ternehmerisches Handeln ist angezeigt. Das eingesetzte Personal wird
in der neuen Organisation weiterhin gute Dienstleistungen erbringen
kénnen und zu fairen Bedingungen angestellt sein.

Kunftige Struktur

Die neue Wettbewerbsregelung, nach der eine Trennung von Lei-
stungsbesteller und Leistungserbringer herbeigefuhrt werden muss,
kann auf verschiedene Arten erflllt werden. Im Rahmen einer umfang-
reichen Projektarbeit kamen die Organe der RVBW unter Beizug von
Vertretern des Kantons Aargau und externen Fachexperten zum
Schluss, dass die Grundung eines neuen, leicht erweiterbaren Ge-
meindeverbandes sowie einer Betriebsaktiengesellschaft und die Auf-
I6sung des bisherigen Gemeindeverbandes RVBW die zielorientierte
und vorteilhafteste Lésung ist. In der Vernehmlassung bei den Mit-
gliedsgemeinden, dem Kanton Aargau und weiteren am oOffentlichen
Verkehr interessierten Kreisen wurde dieses Resultat bestatigt. Eine
ganze Reihe von Hinweisen wurde in die weitere Bearbeitung mitein-
bezogen. Die gewahlten Namen der neuen Institutionen sind als Ar-
beitstitel zu betrachten.

Gemeindeverband

Der neue "Verkehrsverband Aargau Ost (VAO)", dem bei der Grin-
dung per 30. Juni 2000 die bisherigen acht Mitglieder des heutigen
Gemeindeverbandes RVBW angehdren, ubernimmt die strategischen
Managementaufgaben fur die Abwicklung des o6ffentlichen Verkehrs im
Einzugsgebiet Aargau Ost. Er vertritt die Interessen der Mitgliedsge-
meinden gegenuber dem Kanton und den Transportunternehmungen.
Die Abgeltung der vom Verband im Auftrag der Gemeinden bestellten



Transportaufgaben gelten in diesen als gebundene obligatorische Aus-
gabe. Fur die Bestellung der Transportleistungen im Regionalverkehr
durch den Kanton Ubernimmt er in der Verkehrsregion die koordinie-
rende Vorarbeit in Absprache mit den Regionalen Planungsgruppen
(REPLA). Ziel ist die Mitgliedschaft aller Gemeinden im Einzugsgebiet.

Aktiengesellschaft

Die neue Aktiengesellschaft "Regionale Verkehrsbetriebe Baden-Wet-
tingen (RVBW) AG" mit Sitz in Wettingen steht bei der Griindung per
30. Juni 2000 im 100 %-igen Besitz der bisherigen acht Verbandsge-
meinden RVBW. Die Kapitalanteile entsprechen den bisherigen Beteili-
gungsquoten im Gemeindeverband RVBW, beschrieben unter Ziffer 1
dieses Berichtes. Durch einen Aktionarbindungsvertrag wird die Beteili-
gung von privaten Aktionaren mit einem maximalen gesamthaften Akti-
enanteil von 49 % ermadglicht. 51 % des Aktienkapitals bleiben dem
Kapitalanteil 6ffentlich-rechtlicher Kérperschaften vorbehalten. Die Be-
teiligung von zusatzlichen Gemeinden wird von den Grindungsaktio-
narsgemeinden angestrebt.

Gesellschaftszweck der RVBW AG ist die Erbringung von optimalen
Dienstleistungen im o6ffentlichen Personenverkehr in der weiteren Re-
gion Aargau Ost, wie er unter "Schlussfolgerungen" des vorliegenden
Berichtes mit dem Begriff des "Service public" umschrieben ist. Sie be-
wirbt sich als Leistungserbringerin um Transportauftrage inner- und
ausserhalb des Einzugsgebietes des "Verkehrsverbandes Aargau Ost
(VAO)". Die Zusammenarbeit mit anderen Transportunternehmungen
erlaubt eine optimale Nutzung der bestehenden Infrastruktur in der Re-
gion. Das gesamte Personal der heutigen RVBW wird bei der neuen
RVBW AG im Rahmen der heute geltenden Personal- und Gehaltsord-
nung vertraglich angestellt. Nach intensiven Gesprachen mit den Ver-
tretungen der Personalverbande empfiehlt der Vorstand des Gemein-
deverbandes RVBW den nach der Umstrukturierung des Unterneh-
mens rechtlich legitimierten Sozialpartnern, Verhandlungen Uber den
Abschluss eines Gesamtarbeitsvertrages aufzunehmen und die dann-
zumalige Marktsituation in ihre Ueberlegungen mit einzubeziehen.

Weiteres Vorgehen

In der ersten Phase (bis Ende Dezember 1999) werden in allen acht
Mitgliedsgemeinden der heutigen RVBW Gemeindeversammlungsbe-
schlisse gemass vorstehenden Antragen erwirkt. Gleichzeitig erfolgt
eine vertiefte Information weiterer moglicher Mitgliedsgemeinden des
neuen Verkehrsverbandes, der Oeffentlichkeit und aller am o6ffentlichen
Personenverkehr interessierten Kreise und der moglichen Partner fur
die weitere Zusammenarbeit. Dabei gelten weder Bezirks-, Kantons-
noch Landesgrenzen als unuberwindbare Hindernisse.



f)

In einer zweiten Phase bis Ende Marz 2000 werden alle materiellen,
personellen und administrativen Voraussetzungen geschaffen, dass
die Grundung des neuen Gemeindeverbandes VAO und der neuen
RVBW AG sowie die Aufldsung der heutigen RVBW als Gemeindever-
band per 30. Juni 2000 erfolgen kénnen.

Zusammenfassung

Die erfolgten gesetzlichen Veranderungen und die absehbaren Markit-
entwicklungen im offentlichen Personenverkehr der weiteren Verkehrs-
region Aargau Ost und der angrenzenden Gebiete weisen einen klaren
Handlungsbedarf im fihrungsmassigen, strukturellen und organisatori-
schen Bereich nach. Mit dem vorliegenden Bericht und Antrag eroffnet
sich der Region die Mdglichkeit, vorausschauend und rechtzeitig fur
eine zukunftsorientierte Organisation des o6ffentlichen Personenver-
kehrs im Interesse der Kundschaft, d. h. der Bevolkerung, besorgt zu
sein.

Die Umwandlung der RVBW in eine Aktiengesellschaft und der neu zu
grindende Gemeindeverband werden fir die Gemeinde Woirenlos
keine finanzielle Mehrbelastung zur Folge haben.

Samtliche Unterlagen zu diesem Geschaft, insbesondere die Satzun-
gen des Verkehrsverband Aargau Ost, die Statuten der Regionalen
Verkehrsbetriebe Baden-Wettingen (RVBW) und der Aktionarbin-
dungsvertrag der RVBW AG liegen bei der Gemeindekanzlei auf.

ANTRAGE:

1.

Die Gemeinde tritt dem Gemeindeverband "Verkehrsverband Aargau
Ost (VAO)" bei und beteiligt sich mit Fr. 5'000.00 am Verbandskapital.

Die Gemeinde tritt der Aktiengesellschaft "Regionale Verkehrsbetriebe
Baden-Wettingen (RVBW) AG" bei und beteiligt sich mit Fr. 445'000.00
am Aktienkapital. Die Gemeinden schliessen einen Aktionarbindungs-
vertrag ab, der den o6ffentlich-rechtlichen Kdérperschaften eine Beteili-
gungsquote von 51 % wahrend mindestens 7 Jahren gewahrleistet.

Der Auflosung des Gemeindeverbandes "Regionale Verkehrsbetriebe
Baden-Wettingen (RVBW)" sei zuzustimmen. Das damit frei verfugbar
werdende Beteiligungskapital der Gemeinde von Fr. 450'000.00 sei fur
den Anteil am Verbandskapital des Gemeindeverbandes sowie den
Anteil am Aktienkapital der Aktiengesellschaft einzusetzen.



4. Revision der Parzellarvermessung; Zusatzkredit

Die Einwohnergemeindeversammlung vom 24. Juni 1992 hat fir die Revi-
sion der Parzellarvermessung im Baugebiet einen Bruttokredit von
Fr. 2'100'000.00 bewilligt. Dieses Projekt beinhaltet einerseits die Vermar-
kungsrevision und andererseits die Neuvermessung des Baugebietes. Es
entsteht damit ein vollnummerisches, d. h. informatisiertes Planwerk, wel-
ches die heutigen Grundbuchplane aus dem Jahre 1916 ersetzt.

Der Gesamtkredit von Fr. 2'100'000.00, welcher exklusive Teuerung und
Mehrwertsteuer beschlossen wurde, setzt sich folgendermassen zusam-

men:
— Vermarkungsrevision Fr. 448'000.00
— Neuvermessung Fr. 1'652'000.00

Die Kosten flr die Vermarkungsrevision sind von der Einwohnergemeinde
und den Grundeigentimern zu tragen. An die Neuvermessung leisten so-
wohl Bund als auch Kanton Subventionsbeitrage, so dass sich diese Ko-
sten wie folgt verteilen:

Bund 20 %
Kanton 26 2/3 %
Gemeinde 26 2/3 %
Grundeigentumer 26 2/3 %

Sowohl bei der Vermarkungsrevision als auch bei der Neuvermessung ist
die Gemeinde als Grundeigentumerin ihrerseits nochmals mit ca. einem
Drittel an den Eigentumerbeitragen beteiligt.

Die Arbeiten an der Vermarkungsrevision erfolgten zwischen 1993 und
1996 und dienen als Grundlage fir die anschliessende Neuvermessung
der Grundstucke. Die Kreditsumme fur das gesamte Projekt wurde auf-
grund des Kostenvoranschlages und der Schatzungen des Kantons be-
rechnet. Dem Kanton obliegt auch die Aufgabe, die Akontorechnungen
und die Schlussabrechnung des Geometers zu prifen und zu genehmi-
gen.

Verschiedene Faktoren fuhrten nun nicht nur bei der Vermarkungsrevision,
sondern auch bei der Neuvermessung zu erheblichen Mehrkosten. Diese
Mehrkosten belaufen sich bei Ersterer gemass definitver Abrechnung auf
rund Fr. 215'000.00 und bei Letzterer auf voraussichtlich rund
Fr. 567'000.00.

Begrundung der Mehrkosten




a) Vermarkungsrevision

Die im Kreditbetrag nicht enthaltenen Kosten fur die Teuerung und die
Mehrwertsteuer machen rund Fr. §5'000.00 aus.

Die Vermarkung des heutigen Furtbachverlaufes, welche im Zuge der
Vermarkungsrevision eingeleitet wurde, geht zu Lasten des Kantons und
der Gemeinde. Der Anteil der Gemeinde, welcher dem Gesamtkredit bela-
stet wird, belauft sich auf Fr. 32'000.00.

Gegenuber der auf Erfahrungswerten basierenden Kostenschatzung von
1992 mussten bei der Vermarkungsrevision ca. 30 % mehr Grenzpunkte
rekonstriuert werden. Ein grosser Teil dieser Mehrelemente betraf Grenz-
punkte, die bei friheren Strassen- und Tiefbauarbeiten Uberteert oder ent-
fernt und nach Bauende nicht wieder vermarkt wurden.

Einen deutlichen Mehraufwand verursachte auch die in diesem Umfang
nicht erwartete starke Bautatigkeit wahrend der letzten Jahre. Infolge der
zahlreichen Mutationen mussten zusatzliche Grenzpunkte rekonstruiert
und vermarkt werden. Auch die Beschaffung der aktuellsten Eigenti-
meradressen (insbesondere Erbengemeinschaften) war zum Teil sehr zei-
tintensiv.

Im Weiteren entstand durch die sich haufig andernden Eigentumsverhalt-
nisse sowie durch teilweise komplizierte Eigentumsanteile an Grundsti-
cken ein deutlicher Mehraufwand bei der Erstellung des Kostenverteilers.
Schliesslich musste im Zusammenhang mit dem Inkasso eine grosse Zahl
an eingegangenen Anfragen und Beschwerden bewaltigt werden.

Die verschiedenen Mehrleistungen verursachten zusatzliche Kosten von
Fr. 128'000.00. Im Nachhinein hat sich leider gezeigt, dass sich die ge-
wonnenen Erfahrungen aus anderen Gemeinden nicht auf die Verhaltnisse
in Wirenlos Ubertragen liessen.

b) Neuvermessung

Auch bei der Neuvermessung schlagen Teuerung und Mehrwertsteuer
stark zu Buche. Die mittlere Teuerung (1992 - 1999) betragt rund 9 % oder
Fr. 156'000.00 und die per 1. Januar 1995 in Kraft gesetzte Mehrwert-
steuer erforderte zusatzliche Kosten von Fr. 130'000.00.

Die schon erwahnte rege Bautatigkeit flhrte dazu, dass bei der Vermes-
sung zusatzlich ca. 10 % an Mehrelementen erfasst werden mussten. Die-
ser Mehraufwand belauft sich auf rund Fr. 91'000.00.

Das ausserordentlich haufige Freilegen von Visuren (behinderte Sicht
beim Ausmessen), Randbereinigungen am Planwerk und die administrati-
ven Arbeiten, wie z. B. fur die Bereinigung von Eigentimeradressen, das



Erstellen eines Hohenfixpunktnetzes verursachten zusatzliche Aufwandun-
gen von ca. Fr. 150'000.00.

Schliesslich musste auf Anweisung des Bundes von 1998 hin das bereits
vorhandene sogenannte "VNET-Operat" in den neuen gesamtschweize-
risch anzuwendenden Standard "AV93" konvertiert werden. Die Aufwan-
dungen belaufen sich auf Fr. 40'000.00.

Somit ergibt sich folgende Situation:

Effektive Kosten Vermarkungsrevision Fr. 663'000.00
Effektive Kosten Neuvermessung Fr. 2'219'000.00
Total Effektive Kosten Fr. 2'882'000.00
Kredit vom 24.06.1992 - Fr. _2'100'000.00
Mehraufwand Fr. 782'000.00

Die Mehrkosten von rund Fr. 215'000.00 fur die Vermarkungsrevision sind
von der Gemeinde und den Grundeigentimern je zur Halfte zu tragen.
Jene der Neuvermessung von rund Fr. 567'000.00 werden gemass dem
vorerwahnten Verteilschlissel belastet. Die Nettobelastung der Einwoh-
nergemeinde an den Mehrkosten von Vermarkung und Vermessung be-
lauft sich auf ca. Fr. 293'000.00.

Die Neuvermessung ist in der Zwischenzeit zu einem grossen Teil abge-
schlossen. Noch stehen aber das Plangenehmigungsverfahren und die
Schlussabrechnungen an die Grundeigentimer bevor. Das gesamte Pro-
jekt kann voraussichtlich im Jahre 2001 abgeschlossen werden.

ANTRAG:

Genehmigung eines Zusatzkredites von brutto Fr. 782'000.00.



5. Revision Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland; Zusatzkredit

Am 5. Dezember 1996 hat die Gemeindeversammlung einen Kredit von
Fr. 160'000.00 fur die Revision der Nutzungsplanung bewilligt. In der Zwi-
schenzeit ist die Revision schon sehr weit fortgeschritten. Das 6ffentliche
Mitwirkungsverfahren und die Vorprifung durch das kantonale Baudepar-
tement sind abgeschlossen. Seit einiger Zeit zeichnete sich ab, dass der
ursprunglich bewilligte Kredit nicht ausreichen wird. Die Komplexitat des
Verfahrens wurde seinerzeit unterschatzt. Zusatzliche, urspringlich nicht
vorgesehene Abklarungen, wie z. B. die Untersuchung der larmvorbela-
steten Gebiete etc., verursachten Mehrkosten. Ausserhalb des Neuver-
messungsperimeters mussten verschiedene Gebiete, die als Baugebiet
vorgesehen sind, digitalisiert werden. Die Erstellung des Inventars und des
zugehorigen Inventarplans war komplexer als ursprunglich angenommen.
Es wurde auch zu wenig Ricksicht auf die Erstellung von Zwischenent-
wurfen und auf allfallige Optimierungsschritte genommen.

Der Kredit ist bereits jetzt um rund Fr. 42'000.00 uberzogen. Fur zusatzli-
che Abklarungen im Zusammenhang mit den strittigen Bauzonen Buech-
rain (Einfamilienhauszone oder Landwirtschaftsgebiet), Fluhfeld (Gewer-
bezone oder Landwirtschaftsgebiet) und Tagerhard (Sportplatzzone oder
Landwirtschaftsgebiet) sind weitere Mehrkosten zu erwarten. Wieviel die
notwendigen Aufwandungen schlussendlich betragen werden, ist vom zu-
kunftigen Verfahrensverlauf abhangig, der vor allem fur diese strittigen Zo-
nen noch vollig offen ist.

Der Gemeinderat benotigt deshalb fur die Revision der Nutzungsplanung
einen Zusatzkredit in der Hohe von Fr. 100'000.00.

ANTRAG:

Genehmigung eines Zusatzkredites von Fr. 100'000.00.



6. Gehweg Altwiesenstrasse, Abschnitt Tannwiesenweg - Erliacherweg;
Zusatzkredit

Der Gemeinderat befasst sich seit langerer Zeit (1983) mit einer Verbesse-
rung der Fussgangerverbindung im Bereich "Steingasse". Der Einwohner-
gemeinde wurden diverse Projekte unterbreitet. Durch Einsprachen und
Beschwerden wurde das Verfahren immer wieder verzégert und eine Rea-
lisierung der verschiedenen Projekte verunmaoglicht.

Am 10. Dezember 1993 stimmte die Einwohnergemeindeversammlung
dem Projekt fur einen Gehwegausbau der Altwiesenstrasse, 1. Etappe im
Bereich "Ahornweg - Erliacherweg", zu und genehmigte einen Kredit von
Fr. 170'000.00. Wahrend der offentlichen Auflage wurden von Anstéssern
Einsprachen erhoben. Diese wurden in zweiter Instanz von der Rechtsab-
teilung des Baudepartementes gutgeheissen und das Bauprojekt zur Neu-
bearbeitung an den Gemeinderat zurtickgewiesen.

In Zusammenarbeit mit der Bauverwaltung arbeitete der Projektverfasser
drei Varianten aus. Diese wurden den betroffenen Anstéssern und dem
Baudepartement zur Stellungnahme unterbreitet. Daraus resultierte ein an
den Beschluss der Einwohnergemeindeversammlung vom 10. Dezember
1993 angelehntes, jedoch Uberarbeitetes Bauprojekt.

Am 11. Mai 1999 erteilte der Gemeinderat die Baubewilligung. Diese ist
nach dem unbenutzten Ablauf der Beschwerdefrist in Rechtskraft erwach-
sen.

Das Projekt sieht im engsten Fahrbahnbereich auf einer Lange von ca.
20 m eine Strassenbreite von 3,5 m vor. Dies bedeutet, dass die heute
schon enge Fahrbahn weiter eingeengt wird, so dass dieser Bereich nur
noch im wechselseitigen Einbahnverkehr befahren werden kann. Ein ge-
nereller Einbahnverkehr ist in diesem Bereich nicht zweckmassig. Daher
schlagt der Gemeinderat vor, das verengte Teilstlick in wechselseitigem
Einbahnverkehr zu befahren (gleiche Losung wie auf der Limmatbricke).
Auf der westlichen Strassenseite wird die Gehweglicke zwischen Tann-
wiesenweg und Erliacherweg geschlossen. Der neue Gehweg weist eine
Breite von 1,5 m auf. Mit dieser Massnahme wird einerseits der Fussgan-
ger in diesem Strassenstuck geschutzt, andererseits kann durch die zu-
satzliche Verengung und die Einfuhrung eines wechselseitigen Einbahn-
verkehrs die Attraktivitat fir den Durchgangsverkehr weiter gesenkt wer-
den.

Bezuglich der technischen Details wird auf die Projektunterlagen in der
Aktenauflage verwiesen.

Die Kosten fur den Ausbau belaufen sich nach vorliegendem Projekt auf
Fr. 267'000.00. Die héheren Kosten resultieren von den geforderten breite-
ren Querschnitten und den damit verbundenen Anpassungsarbeiten (Mau-
ern, Boschungssicherungen, Landerwerb usw.).



Zusatzkredit:

Aufgelaufene Kosten seit 1994 Fr. 63'000.00
Baukosten Projekt 1997 Fr. 267'000.00
Total Planungs- und Baukosten Fr. 330'000.00
Kredit Gemeindeversammlung vom 10.12.1993 Fr. 170'000.00
Kredit Gemeindeversammlung vom 05.12.1996 Fr. 30'000.00
Total Kredit Fr. 200'000.00
Zusatzkredit Fr. 130'000.00
ANTRAG:

Genehmigung eines Zusatzkredites von Fr. 130'000.00 (inkl. MWSt) fur
das Uberarbeitete Projekt Gehweg "Altwiesenstrasse" im Bereich "Tann-
wiesenweg - Erliacherweg".



7. Schulstrasse; Sanierung Kanalisations-, Wasser- und Elektrizitatslei-
tungen sowie Kabel offentliche Beleuchtung und Gemeinschaftsan-
tennenanlage; Kreditantrag

Die bestehende Kanalisation in der Schulstrasse (Abschnitt "Chilesteig -
Kempfhofstrasse") wurde vor etwa 50 Jahren als Entwasserungsleitung
der Kantonsstrasse K 423 erstellt. Im Verlauf der folgenden Jahre wurde
diese durch den Anschluss verschiedener Liegenschaften zur Schwemm-
kanalisation umfunktioniert. Die Untersuchungen mittels Kanalfernsehen
und die Muffenprifungen ergaben, dass die Leitung bezlglich baulichem
Zustand und Dichtigkeit den Anforderungen nicht mehr entspricht. Der
vorhandene Rohrdurchmesser von 30 cm im Abschnitt "Chilesteig -
Gipfstrasse" erfullt zudem gemass GKP (Generelles Kanalisationsprojekt)
und der Ueberprifung der Listenrechnung die hydraulischen Anforderun-
gen nicht. In diesem Abschnitt muss der Rohrdurchmesser vergrossert
werden.

Zwischen "Chilesteig" und "Gipfstrasse" wird die Kanalisation neu erstellt.
Die bestehende Kanalisation zwischen "Gipfstrasse" und "Kempfhofstras-
se" wird mit Roboter- und Schlauchreliningverfahren instand gesetzt. Daftr
sind keine Grabarbeiten notwendig. Samtliche Schachte missen jedoch
erneuert werden.

Gleichzeitig mit der Erneuerung der Kanalisation werden auch die gemein-
deeigenen Werkleitungen (Wasser, Elektrizitat, 6ffentliche Beleuchtung,
Gemeinschaftsantenne) zwischen dem "Chilesteig" und dem "Brunnen-
weg" erneuert und verstarkt. Die Anfrage bei der Swisscom hat ergeben,
dass zurzeit keine Werkleitungsneubauten in der Schulstrasse vorgesehen
sind.

Nach Auskunft des Baudepartement des Kantons Aargau, Unterhalts-
kreis Il, sind in den nachsten Jahren keine Belagssanierungen an der
Schulstrasse vorgesehen. Der Kanton ist aber der Meinung, dass im Zu-
sammenhang mit den Werkleitungsbauten der gesamte Fahrbahnbelag er-
neuert werden sollte. An der Gesamterneuerung wird sich der Strassenei-
gentimer anteilsmassig beteiligen, was an Stelle der Grabenflicke fir die
Werkleitungssanierung kostengunstiger ausfallt. Im Kreditantrag sind keine
Kosten fur eine gesamthafte Belagssanierung der Schulstrasse enthalten.
Diese Aufwendungen werden der Gemeinde anteilsmassig direkt vom
Baudepartement belastet und werden somit in einem spateren Budget
ausgewiesen.

Die Leitungsfuhrung wurde so gewahlt, dass sich die Hauptarbeiten inner-
halb der westlichen Fahrspur (Seite Dorf) der Kantonsstrasse K 423 bewe-
gen. Damit kann eine einspurige Nutzung der Schulstrasse wahrend den
Bauarbeiten gewahrleistet werden. Durch die unumgangliche Sperrung ei-
ner Fahrspur sind Behinderungen fur Fussganger und Fahrzeuge nicht zu



vermeiden. Der Verkehr muss mit einer Lichtsignalanlage geregelt oder
notfalls kurzfristig Uber Gemeindestrassen umgeleitet werden.

Bezuglich der technischen Details wird auf die Projektunterlagen in der
Aktenauflage verwiesen.

Die Kosten gehen vollumfanglich zulasten der Gemeinde (Rechnungs-
kreise Abwasserbeseitigung, Wasserversorgung, Elektrizitatswerk). Sie
teilen sich wie folgt auf:

Werke Aufwand (inkl. MWSt)
Kanalisation Fr.  903'000.00
Wasserversorgung Fr. 328'000.00
Elektrizitat, 6ffentl. Beleuchtung, Antennenanlage Fr. 251'000.00
Gesamtaufwand Fr. 1'482'000.00
ANTRAG:

Genehmigung eines Kredites von Fr. 1'482'000.00 (inkl. MWSt) fur die Sa-
nierung der Kanalisations-, Wasser- und Elektrizitatsleitungen sowie der
Leitungen der o6ffentlichen Beleuchtung und der Gemeinschaftsantennen-
anlage in der Schulstrasse.



8. Sanierung Schulhaus 3; Baukredit

Im Jahre 1995 hat der Gemeinderat fur die Gebaude der Schulanlagen
eine Zustandsaufnahme erstellen lassen. Bei der Sanierung haben die
energietechnischen Massnehmen an der alten Turnhalle (in Bearbeitung),
am Schulhaus 3 und an der Heizanlage Vorrang.

Das Schulhaus 3 wurde Mitte der 70-er Jahre erstellt. Eine umfassende
Sanierung des Gebaudes ist bis anhin nicht vorgenommen worden. Es
wurden lediglich die erforderlichen laufenden Unterhaltsarbeiten ausge-
fuhrt.

Nun ist es soweit, dass eine umfassende Sanierung dieses Schulhaustei-
les ansteht. Dies einerseits wegen den Schaden am Bau und andererseits
auch aus Grunden des Umweltschutzes.

In der nun vorgesehenen grosseren Sanierungsetappe wird unter anderem
die Gebaudehdille durch eine zusatzlich anzubringende Warmedammung
und den Ersatz der restlichen schadhaften, grossen Fensterflachen war-
metechnisch stark verbessert. Dadurch kann kunftig der Energieverbrauch
stark reduziert werden. Zusatzlich werden grossere Arbeiten bei den Hau-
stechnikanlagen und der Beleuchtung sowie viele kleinere Arbeiten (u.a.
Sonnenschutz, Bodenbelage, Gipser, Maler, usw.) ausgefuhrt.

Die Sanierungskosten belaufen sich insgesamt auf:

Vorbereitungsarbeiten Fr. 50'000.00
Gebaude Fr. 829'000.00
Umgebung Fr. 13'000.00
Baunebenkosten / Diverses / Honorare Fr. 128'000.00
Total (inkl. MWSt.) Fr. 1'020'000.00

Damit der Schulbetrieb nicht zu stark beeintrachtigt wird, sollen die Arbei-
ten nach Moglichkeit wahrend den Schulferien im Sommer 2000 ausge-
fuhrt werden.

Die Kosten sind im Finanzplan und im Budget enthalten.

ANTRAG:

Genehmigung eines Kredites von Fr. 1'020'000.00 fUr die Sanierung des
Schulhauses 3.



9. Barackenunterkunft mit Betreuung fiir Asylbewerber im Grosszelg;
Kreditantrag

Im Juni orientierte das kantonale Gesundheitsdepartement, dass jede Ge-
meinde im Kanton Aargau verpflichtet sei pro 100 Einwohner 2 . Platze
fur Asylbewerber bereitzustellen. Bei rund 4'900 Einwohnern bedeutet dies
122 Asylbewerber. 60 Asylbewerber wohnen bereits hier. So miussten wir
noch weitere 62 Bewerber aufnehmen.

Selbstverstandlich hat sich der Gemeinderat anschliessend beim Kanton
genau erkundigt, wie zuverlassig und wie stabil diese Zahlen seien.
Schliesslich melden die Medien einen Rickgang des Zustroms neuer
Flichtlinge und auch die Ruckreise von einigen Tausend Fluchtlingen in
den Kosovo. Offensichtlich ist aber ein rascher Ruckgang der Flichtlings-
zahlen unwahrscheinlich, so dass Wurenlos in den nachsten Monaten mit
der Zuteilung neuer Flichtlinge rechnen muss. Diese Zuteilung erfolgt auf
der Grundlage des neuen schweizerischen Asylgesetzes (in Kraft seit 01.
Oktober 1999) und der kantonalen Vollzugsverordnung durch den kanto-
nalen Sozialdienst. Er halt zwischen der Ankindigung und der Ueberbrin-
gung in der Regel eine Frist von 10 Tagen ein.

Der Gemeinderat ist verpflichtet diesen gesetzlichen Vorschriften Folge zu
leisten. Er hat sich deshalb intensiv mit den Unterbringungs-Moglichkeiten
befasst. Gleichzeitig versucht er, die Zahl der Aufzunehmenden praziser
zu fixieren. Verhandlungen mit dem kantonalen Sozialdienst ergaben,
dass diese bei 30 bis hochstens 45 neuen Unterbringungsplatzen die Ver-
pflichtung der Gemeinde als erfullt zu betrachten.

Geeignete kostengunstige Leerwohnungen stehen in Wurenlos nicht zur
Verfugung. Auch auf ein entsprechendes Inserat ist keine Meldung einge-
gangen. Die Unterbringung von Asylanten erfolgte in unserer Gemeinde
vor ein paar Jahren in der Zivilschutzanlage. Diese Losung wurde auch
jetzt wieder gepruft. Unsere Zivilschutzorganisation wehrte sich dagegen
mit der guten Begrindung, dass diese Anlage nicht ein gewohnlicher Zivil-
schutzkeller, sondern eine Bereitstellungsanlage fir den Katastrophen-
schutz der Wurenloser Bevolkerung sei und deshalb nicht zweckentfrem-
det werden durfe.

Namentlich aus Kostengrinden blieb schliesslich die Losung einer provi-
sorischen Barackenunterkunft Gbrig. Die reine Barackenmiete kostet pro
Person und Jahr ca. Fr. 1'500.00. Dazu kommen aber Erschliessungs- und
andere Einrichtungskosten, die stark vom Standort abhangen.
Gemeinderat und Verwaltung pruften darauf eingehend mehrere Stand-
orte. Die Parzelle an der Grosszelgstrasse wurde nach reiflicher Abwa-
gung aller Vor- und Nachteile als die zweckmassigste, vernunftigste und
zumutbarste Variante befunden, obwohl sie nicht zonenkonform ist. Die
Gemeinde konnte auf dieser Parzelle einen langjahrigen Mietvertrag ablo-
sen und eine geeignete Barackenunterkunft planen.



Finanziell sieht das ganze Projekt gemass nachstehender Aufstellung aus,
wobei in den Kosten die Anstellung eines Fllchtlingsbetreuers mitenthal-
ten ist, was rund die Halfte dieser Kosten ausmacht aber fur einen geord-
neten Betrieb unbedingt naotig ist.

Aufwand in Fr.

30 Personen

45 Personen

1. Jahr Folgejahr 1. Jahr Folgejahr
Miete Areal 12'000.00| 12'000.00| 12'000.00| 12'000.00
Erschliessungskosten | 30'000.00 0.00] 30'000.00 0.00
Baugebihren 20'000.00 0.00| 20'000.00 0.00
Miete Baracken 45'000.00| 45'000.00| 67'000.00| 67'000.00
Anstellung Betreuung | 103'000.00| 103'000.00| 103'000.00| 103'000.00
Nebenkosten 8'000.00 8'000.00 8'000.00 8'000.00
Total Aufwand 218'000.00| 168'000.00| 242'000.00| 192'000.00

Ertrage:

Beitrage des Bundes pro Fluchtling:

- Unterkunft Fr. 12.55/Tag = Fr. 4'580.75/Jahr
- taglicher Bedarf Fr. 15.00/Tag, davon Abzug Fr. 4.00/Tag fur Aufwand
Gemeinde = Fr. 1'460/Jahr

Total Einnahmen/Jahr bei 30 Flichtlingen
Total Einnahmen/Jahr bei 45 Flichtlingen

Ergebnis bei 30 Fluchtlingen:

1. Jahr: Aufwand
Ruckerstattungen
Mehraufwand

weitere Jahre: Aufwand
Ruckerstattungen
Minderaufwand

Ergebnis bei 45 Fluchtlingen:

1. Jahr: Aufwand
Ruckerstattungen
Minderaufwand

weitere Jahre: Aufwand
Ruckerstattung
Minderaufwand

Fr. 181'000.00
Fr. 271'800.00
Fr. 218'000.00
Fr. 181'000.00
Fr. 37'000.00
Fr. 168'000.00
Fr. 181'000.00
- Fr. 13'000.00
Fr.  242'000.00
Fr. 271'800.00
- Fr. 29'800.00
Fr. 192'000.00
Fr. 271'800.00
- Fr. 79'800.00

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass eine solche Barackenlo-
sung im ersten Jahr und bei 30 Fluchtlingen einen Verlust auslost, der
aber schon im 2. Jahr durch den Minderaufwand teilweise gedeckt werden




kann. Die Deckung ist hoher und schneller erreicht, wenn die Zahl der
Flichtlinge auf 40 oder gar 45 steigt. Eine grossere Zahl ist ausdrucklich
nicht vorgesehen (kein Platz).

Zurzeit ist noch offen, ob die Barackenunterkunft an der Grosszelgstrasse
realisiert werden kann. Eine Sammelbeschwerde ist bei der Abfassung
dieses Traktandums beim Baudepartement noch hangig.

Bei Gutheissung der Beschwerde mussten andere Standorte oder Unter-
bringungsmoglichkeiten gesucht werden, die allerdings Mehrkosten auslo6-
sen wurden.

ANTRAG:

Genehmigung eines Bruttokredites von Fr. 818'000.00 fur die Erstellung
und den Betrieb einer Barackenunterkunft fur bis zu 45 Fluchtlinge/Asyl-
bewerber fur die Dauer von 4 Jahren.



10. Gemeindesteueramt; Stellenausbau um eine 50 %-Stelle

Im Jahr 2001 tritt im Kanton Aargau das neue Steuergesetz in Kraft. Als
wesentliche Aenderung wird von der bisherigen zweijahrigen Veranla-
gungsperiode auf die einjahrige Gegenwartsbesteuerung umgestellt. Das
bedeutet: Es ist jahrlich eine Steuererklarung einzureichen.

Trotz Unterstltzung durch die EDV bedingt diese Umstellung flr das Ge-
meindesteueramt Mehrarbeit. Das Kantonale Steueramt rechnet damit,
dass bei den Gemeindesteueramtern ein Mehraufwand von ca. 20 % ent-
stehen wird. Dies bedingt fir Wurenlos eine Personalaufstockung um eine
50 %-Stelle. Damit erhoht sich das Pensum von bisher 280 % auf 330 %.
Die bisherige 50 %-Stelle, die zurzeit noch durch eine externe Aushilfe
versehen wird, soll in eine 100 %-Stelle umgewandelt werden. Die Festan-
stellung ist im 2. Semester des Jahres 2000 vorgesehen.

ANTRAG:

Zustimmung zum Stellenausbau beim Gemeindesteueramt von bisher
280 % um 50 % auf neu 330 %.



11. Voranschlage 2000 mit Steuerfuss

Der Gemeinderat hat den Voranschlag 2000 der Einwohnergemeinde und
der Gemeindebetriebe beraten und zusammen mit der Finanzkommission
besprochen.

Gemeinderat und Finanzkommission beantragen die Genehmigung des
Voranschlages 2000 mit einem unveranderten Steuerfuss von 106 %.

Es wird auf die detaillierten Ausfiihrungen im Separatdruck "Voranschlag
2000" und auf die mindlichen Erlauterungen an der Versammlung verwie-
sen.

ANTRAG:

Genehmigung des Voranschlages 2000 mit einem unveranderten Steuer-
fuss von 106 %.





